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Auflösung des Bayerischen Obersten Landesgerichts verfassungsgemäß  

Der Bayer ische Verfassungsger ichtshof hat in der Verhandlung vom 29. 
September 2005 entschieden, dass das Ger ichtsauf lösungsgesetz mit  der  
Bayer ischen Verfassung vereinbar is t .  Der Verfassungsger ichtshof habe nicht  zu 
prüfen, ob der Gesetzgeber d ie zweckmäßigste,  vernünft igste oder beste Lösung 
gewählt  habe. Gegenstand einer Normenkontrol le sei  nur  das angegr i f fene 
Gesetz selbst,  nicht aber d ie Überprüfung von Vorgängen im Vorfe ld eines 
Gesetzgebungsverfahrens, wie etwa die Regierungserk lärung des 
Ministerpräsidenten. Das al le in maßgebl iche Gesetzgebungsverfahren beim 
Ger ichtsauf lösungsgesetz le ide nicht unter ver fassungsrecht l ichen Mängeln.  
Nähere Informat ionen f inden Sie in der Presseerk lärung des Bayer ischen 
Verfassungsger ichtshofs.  

Zurück zum Inhal tsverzeichnis

Festakt zum Wechsel im Amt des Präsidenten des Bayerischen 
Anwaltsgerichtshofes sowie des Vorsitzes beim Anwaltsgericht München  

m 28.09.2005 fand in der Münchener Residenz ein Festakt  anlässl ich zweier  
Führungswechsel s tatt .  Sowohl der Präsident des BayAGH RA Dr.  Sernetz als  
auch der geschäfts le i tende Vorsi tzende beim AnwG RA Radmann wurden 
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kürzl ich abgelöst.  Nachfolger für  das Präsidentenamt is t  RA Dr.  Klaus Bauer.  
Den Vorsi tz beim Anwaltsger icht  n immt nun RA Wolfgang Dingfelder e in.  
 
Im Rahmen der Veranstal tung würdigte Staatsminister in Dr.  Merk die Verdienste 
von RA Dr. Sernetz und RA Radmann und dankte ihnen ausdrückl ich für  ihren 
ehrenamtl ichen Einsatz.  In diesem Zusammenhang gr i f f  s ie auch aktuel le 
berufspol i t ische Themen auf.  So kr i t is ier te s ie den Entwurf des 
Bundesjust izminister iums für  ein Rechtsdienst le is tungsgesetz.  Merk: "Die 
Bürger innen und Bürger müssen vor unqual i f iz ier tem Rechtsrat mit  of t  weit  
reichenden wir tschaft l ichen Folgen bewahrt  werden. Daher dürfen neben den 
Rechtsanwälten auch künft ig nur Personen zur Rechtsberatung zugelassen 
werden, d ie eine entsprechende Ausbi ldung besi tzen und deren Zuver lässigkei t  
geprüf t  wurde. Diesem Anl iegen wird der Entwurf  des Bundesjust izminister iums 
bisher nur unzureichend gerecht."  
 
Das Rechtsdienst leistungsgesetz regelt  d ie Rechtsberatung durch Nicht-
Rechtsanwälte.  Merk forderte,  dass -  anders als im Entwurf  vorgesehen -  d ie 
unentgel t l iche Beratung durch kar i tat ive Organisat ionen und die Rechtsberatung 
durch Vereine und Verbände, z.B. den ADAC, gegenüber ihren Mitgl iedern 
weiterhin Vol l jur is ten vorbehal ten bleiben müsse. Auch sei  er forder l ich,  dass die 
Just izverwal tung bei  uner laubter Rechtsberatung Bußgelder verhängen könne.  
 
Merk:  "Keineswegs akzeptabel  is t  auch, dass nach dem Entwurf  beispielsweise 
Autowerkstätten bei  einem Verkehrsunfal l  "a ls  Nebenleistung" d ie gesamte 
Schadensregul ierung abwickeln könnten. So qual i f iz ier t  KfZ-Meister  auf ihrem 
Gebiet  s ind:  Das Straßenverkehrsrecht wir f t  häuf ig eine Fül le schwier iger  
Rechtsfragen auf,  die von einem Nicht jur is ten einfach nicht  überbl ickt  werden 
können."   
 
Das Manuskr ipt  ihrer  Rede f inden s ie hier.  

Zurück zum Inhal tsverzeichnis

Jahreshauptversammlung der BRAK  

Am 16.09.2005 fand in Düsseldorf  d ie Jahreshauptversammlung der 
Bundesrechtsanwaltskammer stat t .  Die Versammlung sprach s ich insbesondere 
für  d ie Vergabe eines Fortb i ldungszert i f ikats durch die Kammern aus.  Dadurch 
sol l  es Anwälten zukünft ig mögl ich werden, durch freiwi l l ige Fortbi ldung z.B. auf  
drei  Jahre ein Zert i f ikat  der  zuständigen Kammer zu erhal ten.  Mit  
d iesem könnten s ie für  d ie fachl iche Qual i tät  ihrer  Arbei t  werben. 

  

BRAK

Zurück zum Inhal tsverzeichnis

Verhängung einer Missbrauchsgebühr gegen Prozessbevollmächtigte  

Die 2.  Kammer des Zweiten Senats des Bundesverfassungsger ichts hat  d ie 
Verfassungsbeschwerde einer Beschwerdeführer in nicht zur  Entscheidung 
angenommen und zugleich ihren Prozessbevol lmächt igten eine 
Missbrauchsgebühr in Höhe von 500 Euro aufer legt.  Die Verfassungsbeschwerde 
sei  missbräuchl ich eingelegt worden. Die Beschwerdeführer in habe im Jahr 2005 
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nunmehr berei ts  d ie vier te Verfassungsbeschwerde erhoben, obwohl al le 
vorangegangenen Verfassungsbeschwerden ohne Erfo lg gebl ieben seien. Das 
Vorbr ingen, das keine Auseinandersetzung mit  der  ausführ l ichen Begründung 
der Verwaltungsger ichte enthäl t ,  sei  dabei  wei tgehend identisch gewesen. Die 
Tatsache, dass nunmehr ein r ichter l icher Hinweis mit  der 
Verfassungsbeschwerde angegri f fen wird,  lasse darauf schl ießen, dass die 
Missbräuchl ichkei t  der Verfassungsbeschwerde vorrangig den Bevol lmächt igten 
der Beschwerdeführer in zuzurechnen is t .  Dass ein r ichter l icher Hinweis n icht 
Gegenstand einer Verfassungsbeschwerde sein kann, könne für  e inen 
Rechtsanwalt  n icht  zwei fe lhaf t  gewesen sein.  (Beschluss vom 12. September 
2005 – 2 BvR 1435/05 –)  

Zurück zum Inhal tsverzeichnis

Verbesserung des Pfändungsschutzes/Änderung der InsO  

Die Bundesregierung hat am 10.08.05 den Entwurf  e ines Gesetzes zum 
Pfändungsschutz der Al tersvorsorge und zur Anpassung des Rechts der 
Insolvenzanfechtung beschlossen. Die BRAK hat in Ihrer Stel lungnahme 22/2005 
die Änderungen in der InsO abgelehnt.  Die Erweiterung von Pfändungsschutz auf 
vertragl iche Altersrenten wurde grundsätz l ich begrüßt,  um das Risiko der 
Inanspruchnahme von staat l ichen Transfer le is tungen durch Selbständige im 
Rentenalter  zu reduzieren. Der Bundesrat unterstützt zumindest d ie Pläne der 
Bundesregierung zur Absicherung der Al tersvorsorge Selbstständiger.  Der 
Bundesrat hat in seiner Si tzung vom 23.09.2005 die Pläne der Bundesregierung 
zur Absicherung der Al tersvorsorge Selbständiger unterstützt .  Mit  d iesen 
Neuregelungen sol len selbständige Unternehmer besser a ls b isher abgesichert  
werden. 
 
Im Vergle ich zu Arbeitseinkommen genießen die Einkünfte Selbständiger bis lang 
keinen Pfändungsschutz.  Sie unter fal len, selbst  wenn s ie ausschl ießl ich der 
Al terss icherung dienen, der Einzel- oder Gesamtvol ls treckung. Diesem Ris iko is t  
der  Empfänger von Leistungen aus einer gesetzl ichen oder betr iebl ichen 
Rentenversicherung nicht ausgesetzt .  Ihm verble iben die Rentenansprüche aus 
der Rentenversicherung, d ie nur wie Arbei tseinkommen gepfändet werden 
können. „Diese Ungleichbehandlung is t  n icht gerechtfert igt .  Auch das der 
Al terss icherung dienende Vermögen und die der Al terss icherung dienenden 
Einkünfte Selbständiger s ind vor dem Vol lstreckungszugr i f f  der  Gläubiger zu 
schützen, um das Existenzminimum des Selbständigen im Al ter  zu s ichern,  den 
Staat von Sozial le is tungen zu ent lasten, bessere Rahmenbedingungen für  
Existenzgründungen zu schaffen und eine Kultur  der Selbständigkeit  zu fördern“ ,  
betonte die Bundesminister in der Just iz  Zypr ies.   

Zurück zum Inhal tsverzeichnis

Aktuelle berufsrechtl iche Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts 
zur Kanzlei  

In einem die Rechtsanwaltskammer München betref fenden Fal l  hat das 
Bundesverfassungsger icht  durch Beschluss vom 23. Aug. 2005 (Az.:  1 BvR 
276/05) d ie Kanzleipf l icht  des Rechtsanwalts bestät igt ,  a l lerdings die Umsetzung 
der dementsprechenden Regeln im konkreten Fal l  beanstandet und deshalb den 
Fal l  an den Anwaltssenat des Bundesger ichtshofes zurückverwiesen. 
 
Wört l ich heißt  es in dem Beschluss des Bundesverfassungsger ichts:   
"Die gesetz l iche Regelung über d ie Kanzleipf l icht  ste l l t  e ine 
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verfassungsrecht l ich zulässige Regelung der Berufsausübung dar (vgl .  BVerfGE 
65, 116 <125> -  zur Residenzpf l icht  der  Patentanwälte) .  Auch die 
Mindester fordernisse, welche die Rechtssprechung in Auslegung der 
gesetz l ichen Regelung zur Erfül lung der Kanzleipf l icht  entwickelt  hat (vgl .  
BVerfBE 72, 26 <30 f .>,  begegnen keinen verfassungsrecht l ichen Bedenken." 
 
In einem weiteren Beschluss hat das Bundesverfassungsger icht  am 02. Jun. 
2005 die Zulässigkei t  der  Durchsuchung einer Anwaltskanzlei  unter  
verfassungsrecht l ichen Aspekten nochmals präzisier t  und betont,  dass die 
Kanzlei  besonders schutzwürdig is t .  
 
Wört l ich sagt das Bundesverfassungsger icht:  
"Richtet  s ich eine strafrecht l iche Ermit t lungsmaßnahme gegen einen 
Berufsgeheimnisträger in der räumlichen Sphäre seiner Berufsausübung, so 
br ingt dies . . .  regelmäßig die Gefahr mit  s ich,  dass unter dem Schutz des Art.  2 l  
in Verbindung mit  Ar t.  1 l  GG stehende Daten von Nichtbeschuldigten,  etwa den 
Mandanten eines Rechtsanwalts,  zur  Kenntnis der Ermit t lungsbehörden 
gelangen, d ie die Betroffenen in der Sphäre des Berufsgeheimnisträgers gerade 
s icher wähnen durf ten. Dadurch werden nicht nur d ie Grundrechte der 
Mandanten berührt .  Der Schutz der Vertrauensbeziehung zwischen Anwalt  und 
Mandant l iegt  auch im Interesse der Al lgemeinheit  an einer wirksamen und 
geordneten Rechtspf lege (vgl .  Beschluss des Zweiten Senats des BVerfG vom 
12.04.2005 -  2 BvR 1027/02 -) .  Diese Belange ver langen ver langen eine 
besondere Beachtung bei  der  Prüfung der Angemessenheit  einer  
strafprozessualen Zwangsmaßnahme. 
 
Diese besondere Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkei t  haben die 
befassten Ger ichte nicht  gele is tet .  Es scheint  evident sachfremd und daher grob 
unverhältn ismäßig und wi l lkür l ich,  wegen des fragl ichen Besi tzes eines 
Rentenbescheides die Kanzleiräume eines Rechtsanwalts zu durchsuchen." 

Zurück zum Inhal tsverzeichnis

Neue Zeugnisformulare für Rechtsreferendare  

Für die Beurte i lung von Rechtsreferendaren, die ab dem Einstel lungstermin 
Herbst 2005 in den Vorberei tungsdienst aufgenommen werden, is t  ausschl ießl ich 
ein neues Zeugnisformular  zu verwenden, das sie h ier erhal ten. 

Zurück zum Inhal tsverzeichnis

Soldan Kanzlei Gründerpreis 2006  

Zum 3. Mal wird der Soldan Kanzlei-Gründerpreis,  den Soldan zusammen mit  
dem Deutschen Anwaltsverein/Forum Junge Anwaltschaft ,  der  
Bundesrechtsanwaltskammer und der Frankfur ter  Al lgemeinen ausschreibt  
ver l iehen. Die Preisver leihung f indet am 03./04.  Februar 2006 während des 
Forums Junge Anwaltschaft  in Timmendorfer Strand stat t .  Tei lnahmeberecht igt  
s ind al le Rechtsanwält innen und Rechtsanwälte,  die in den Jahren 2000 bis 2004 
eine Kanzlei  gegründet haben. Ausgelobt werden insgesamt 10.000 €,  mit  denen 
Produkte und Dienst leis tungen bei Soldan bezogen werden können. 
Tei lnahmeunter lagen können ab sofor t  bei :  Hans Soldan GmbH, Rechtsanwält in 
Isa von Koel ler ,  Tel . :  0201/86 12-319 oder E-Mai l :  koel ler@soldan.de 
angefordert  werden .  
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Mittei lungen I I I .  Quartal  2005 

Die aktuel le Ausgabe der Mit te i lungen können Sie ab sofort  h ier a ls PDF-Datei  
downloaden. 
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